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Hilfe,wenndieFetzenfliegen
In etlichen lokalen Behörden herrscht Dauerstreit. Der Gemeindeverband ist alarmiert und will mehr unterstützen.

Christian Kamm

In Eschenz flogen die Fetzen, bis
der Gemeinderat nach einer
Rücktrittswelle nicht mehr be-
schlussfähig war. In Steckborns
Behörde brennt es schon lange
lichterloh. Auch in den Gemein-
deräten von Salmsach und Mär-
stetten wird gestritten, was das
Zeug hält. Und ein Ende dieser
Fehden ist nicht abzusehen. Was
tut in dieser Situation eigentlich
der Kanton? Und was macht der
mächtige Gemeindeverband
VTG, der ansonsten in praktisch
allen politischen Belangen des
Kantons ein gewichtiges Wort
mitzureden hat? Warum neh-
men sie nicht das Heft in die
Hand und schauen in den zer-
strittenen Gemeinden nach dem
Rechten?

Leichter gesagt als getan.
Das Schlüsselwort dabei heisst:
Gemeindeautonomie. VTG-Prä-
sident Kurt Baumann zitiert den
ersten Absatz der Verbandssta-
tuten, wo es ausdrücklich heisst,
dass sich der Gemeindeverband
als oberstes Ziel für die Wah-
rung der Gemeindeautonomie
einsetze.«IneinzelnenGemein-
den nun ein Machtwort spre-
chen zu wollen, ist ein Wider-
spruch in sich», sagt Baumann.
Die Autonomie der Gemeinden
sei im Thurgau traditionell sehr
ausgeprägt, «auch dann noch,
wenn Konflikte da sind».

«Wirhabennur
begrenzteMöglichkeiten»
Ähnlich argumentiert Regie-
rungspräsident Walter Schön-
holzer, der als Chef des Departe-
ments für Inneres und Volks-
wirtschaft die Oberaufsicht über
die Gemeinden hat. «Wir haben
nur begrenzte Möglichkeiten.»
Man stehe als Anlaufstelle zur
Verfügung und helfe beratend.
Direkt intervenieren aber kann
der Kanton erst, wenn es bereits
zu spät ist. Dann, wenn es wie im
Fall Eschenz so viele Rücktritte
aus der zerstrittenen Gemeinde-
behörde gibt, dass sie ihre Auf-
gaben nicht mehr wahrnehmen
kann. Vorher spielt die hochge-
haltene Gemeindeautonomie.

«In den Gemeinderäten sitzen
alles vom Volk gewählte Perso-
nen», erläutert Steckborns ehe-
maliger Stadtpräsident Roger
Forrer, der auf den «Kriegs-
schauplätzen» von Eschenz und
Salmsach als Troubleshooter
zum Einsatz gekommen ist. Da
könne niemand von aussen ein-
fach das Heft in die Hand neh-
men. Forrer betont: «Es braucht
die Einsicht der Leute vor Ort,
die gewählt sind und sich darauf
berufen. Da können Sie auch
eine Taskforce mit zehn Leuten
schicken − nützt nichts.»

Obwohl die Spielräume also
begrenzt sind: Der Gemeinde-
verband will sein Angebot für
Problemfälle laut Baumann aus-
bauen. «Wir sind an der Erarbei-
tung eines Konzepts.» Man ma-
che sich Gedanken darüber, was
noch bereitgestellt werden
könnte, um Unterstützung zu
bieten. Auch hat sich der Vor-
stand des VTG an einer Sitzung

mit Regierungspräsident Walter
Schönholzer und dessen Gene-
ralsekretär Andreas Keller aus-
getauscht. Wann dieses Konzept
vorliegen wird, ist noch offen.
«Aber wir schieben es nicht auf
die lange Bank», verspricht Bau-
mann. Sicher ist: Eine schnelle
Eingreiftruppe für lichterloh
brennende Gemeindebehörden
wird es auch künftig nicht ge-
ben. Vielmehr deutet alles in
Richtung einer niederschwelli-
gen Anlaufstelle mit Hilfs- und
Beratungsangeboten. Forrer fin-
det, dass es auf einen Pool mit
Troubleshootern hinauslaufen
müsste. Das sei praktikabel, und
so könne man ziemlich autonom
an die Sache herangehen und
Gespräche vor Ort führen.

Autonomienimmtdie
Gemeinden indiePflicht
Für Schönholzer liegt es «im
ureigensten Interesse der Ge-
meinden», mehr zu unterneh-

men. Das Bild, das zerstrittene
Gemeindebehörden abgeben,
nehme man auch in der Öffent-
lichkeit wahr. Zwar stellt Schön-
holzer eine Häufung der Fälle in
Abrede, hat aber gegenüber frü-
her ebenfalls Unterschiede be-
obachtet: «Die lange Dauer und
die Heftigkeit, das macht mir
schon Sorgen.» Die Gemeinde-
autonomie setze dem Kanton
Grenzen, nehme umgekehrt je-
doch die Gemeinden in die
Pflicht, appelliert Schönholzer.
Gemeinderäte seien vom Volk
gewählt, hätten Ja gesagt zu
ihrem Amt «und die anderen
Mitglieder der Behörde kann
man sich nicht aussuchen».
Deshalb sei die Bereitschaft zu
Kompromissen gefragt, vom
eigenen Standpunkt abzurü-
cken, gesunden Menschenver-
stand und Toleranz walten zu
lassen. Falls das letztlich nicht
gelinge,habemanbeidernächs-
ten Wahl wieder die Wahl.

In der Sackgasse? Das bildhübsche Steckborn am Untersee kommt schon seit einem Jahr politisch nicht zur Ruhe. Bild: Andrea Stalder

GegenFischgehege imBodensee
Zwei Kantonsräte sind mit kritischen Fragen zu den angedachten Aquakulturen im See an die Regierung gelangt.

Im Oktober demonstrierten Be-
rufs- und Sportfischer sowie Na-
turschützer mit einem rund 100
Schiffen starken Korso gegen ein
potenzielles Netzgehege im Bo-
densee. Eine Genossenschaft
beabsichtigt, Felchen in Aqua-
kulturen zu züchten. Fischer
rund um den See fordern ein ge-
nerelles Verbot. Das Thema
taucht nun auch in der Thurgau-
er Politik auf. Bereits der Titel
der Einfachen Anfrage von Bri-
gitte Kaufmann (FDP, Uttwil)
und Hans Feuz (CVP, Altnau)
spricht eine klare Sprache: «Kei-
ne Fischgehege im Bodensee –
Nein zu einer Fischmast im Bo-
densee!» Die beiden verweisen
darauf, dass gegenwärtig eine
Organisation im Überlinger See

eine Netzgehege-Anlage voran-
treibe. Es ist bekannt, dass es
sich dabei um die Genossen-
schaft Regio Bodensee Fisch
handelt.

Kaufmann und Feuz befürchten
Schlimmeres, sollte ein solches
Projekt bewilligt werden: So sei
völlig offen, welche Auswirkun-
gen «eine letztlich künstliche
Fischzuchtanlage» im See hätte.
Im Zusammenhang mit einer
Vermischung von Zuchtfischen
und Wildbeständen stellen sich
laut den Vorstössern «auch
populationsgenetische und seu-
chenhygienische Fragen». Kauf-
mann und Feuz wollen von der
Regierung erfahren, wie diese
die kommerzielle Nutzung des
Bodensees durch den Einsatz
von Fischgehegen beurteilt und
wie sie grundsätzlich dazu steht.
Weiter fragen die Kantonsräte,
was die Regierung auf nationa-
ler und internationaler Ebene zu

unternehmen gedenke: «Wel-
che Interventionen sind geplant
und wo wird sie ihren Einfluss
geltend machen?»

BiszuvierGehegeals
Pilotprojektgeplant
In einer Frage beziehen sich die
beiden auf die ständig schwin-
denden Fangerträge der Berufs-
fischer. Ein Blick auf die Statistik
der Thurgauer Jagd- und Fische-
reiverwaltung zeigt: Im Obersee
haben die rund 30 thurgaui-
schen Berufsfischer von 2003
bis 2018 zwischen 44 und 267
Tonnen Fisch im Jahr gefangen.
2019 waren es lediglich 39 Ton-
nen. «Damit ist das Fangergeb-
nis im Jahr 2019 das tiefste in
den letzten 17 Jahren», hält die

zuständige Behörde fest. Kauf-
mann und Feuz fragen, was der
Kanton unternehmen könnte,
um die Wildfischbestände mit
«langfristigen, natur- und men-
schenverträglichen Massnah-
men zu steigern».

Gemäss Informationen des
Portals proplanta.de will die Ge-
nossenschaft als Pilotprojekt bis
zu vier Netzgehege mit einer
Grösse von zwölf mal zwölf Me-
tern in einer Tiefe von 30 Me-
tern im Bodensee installieren.
Das Landratsamt Konstanz be-
stätigte gegenüber der deut-
schen Plattform, dass ein Antrag
in der Entwurfsfassung vorliege.
Aus der Konstanzer Politik sind
die kritischen Stimmen in der
Mehrheit. (seb.)

Fischer bei ihrem Protestkorso
gegen Netzgehege auf dem Bo-
densee. Bild: Donato Caspari

Regierungerlaubt
Urnengang statt
Versammlung

Abstimmungen Thurgauer Ge-
meinden können ihre Bevölke-
rung während der Coronapan-
demie über wichtige Geschäfte
an der Urne abstimmen lassen.
Der Thurgauer Regierungsrat
hat dazu eine Notstandsmass-
nahme erlassen. Diese wird dem
Grossen Rat zur nachträglichen
Genehmigung unterbreitet, wie
die Regierung am Donnerstag
mitteilt.

Aufgrund der verschärften
Pandemiesituation wurde von
einigen Gemeinden und von
Stimmberechtigten der Wunsch
geäussert, dass die Geschäfte
der geplanten Gemeindever-
sammlungen an die Urne ver-
schoben werden können (unse-
re Zeitung berichtete). Zuerst
mussten Gemeinden davon aus-
gehen, dadurch eine Stimm-
rechtsbeschwerde zu riskieren,
die gutgeheissen werden müss-
te. In Artikel 44 der Kantonsver-
fassung heisst es jedoch: «Bei
grosser Not oder schwerer Stö-
rung der öffentlichen Ordnung
und Sicherheit kann der Regie-
rungsrat von Verfassung und
Gesetz abweichen. Er hat dem
Grossen Rat darüber unverzüg-
lich Rechenschaft abzulegen.»
Gestützt auf den «Not-
stands»-Artikel hat der Regie-
rungsrat nun den Gemeinden
die Möglichkeit eingeräumt, die
in nächster Zeit anstehenden
Gemeindeversammlungen für
das Budget 2021, wichtige Sach-
vorlagen und allfällige Ersatz-
wahlen durch Urnenabstim-
mungen zu ersetzen.

Der Regierungsrat hat auch
die Terminvorgaben verlängert.
Als letzter Zeitpunkt für die Ge-
nehmigung der Budgets wurde
der 31.März 2021 festgelegt.
Diese Verlängerung gilt für alle
Gemeinden. (sda/lsf)

Verzögerungbei
Schlichtungen
Verhandlungen Wegen der Co-
ronamassnahmen durften die
Friedensrichterinnen und -rich-
ter ab März 2020 während rund
zwei Monate keine Verhandlun-
gen durchführen. Das habe zu
einem Stau geführt, teilt das
Obergericht des Kantons Thur-
gau mit. Zudem nahmen und
nehmen offenbar Gesuche um
Verschiebung der Schlichtungs-
verhandlungen erheblich zu.
Ferner muss in räumlich grösser
dimensionierte Ersatzlokalitä-
ten gewechselt werden. Aus die-
sen Gründen kommt es bei den
Friedensrichterämtern weiter-
hin zu Verzögerungen bei der
Durchführung von Verhandlun-
gen. Das Obergericht als Auf-
sichtsbehörde bittet alle Betrof-
fenen um Verständnis. (red)

«Dauerund
Heftigkeit
machen
mir schon
Sorgen.»

Walter Schönholzer
Regierungspräsident

Ausweisstelle an
neuerAdresse
Frauenfeld Die Fachstelle Inte-
gration und die kantonale Aus-
weisstelle sind ab Montag im
zweiten Obergeschoss am Bahn-
hofplatz 65 in Frauenfeld zu fin-
den. (red)


